
1

Einladung zur ordentlichen
Hauptversammlung 2007
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Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

wir laden Sie hiermit zu unserer ordentlichen Hauptversammlung, 
die am Montag, den 18. Juni 2007, um 14:00 Uhr, im Mercure Grand 
Hotel Dortmund - An den Westfalenhallen, Lindemannstrasse 88, 44137 
Dortmund stattfi ndet, ein.

Tagesordnung

1. Vorlage des Jahresabschlusses, des Lageberichts sowie 
des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts 
und des Berichts des Aufsichtsrats der CFC Industriebe-
teiligungen GmbH & Co. KGaA für das Rumpfgeschäfts-
jahr zum 31.12.2006 

2. Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresab-
schlusses der CFC Industriebeteiligungen GmbH & Co. 
KGaA für das Rumpfgeschäftsjahr zum 31. Dezember 2006 

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat 
schlagen vor, den vorgelegten Jahresabschluss der CFC Indu-
striebeteiligungen GmbH & Co. KGaA für das Rumpfgeschäfts-
jahr zum 31. Dezember 2006 festzustellen.

3. Beschlussfassung über die Entlastung der persönlich 
haftenden Gesellschafterin für das Rumpfgeschäftsjahr 
2006

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat 
schlagen vor, der persönlich haftenden Gesellschafterin, der CFC 
Industrie Beteiligungen Verwaltungs GmbH, für das Geschäfts-
jahr 2006 Entlastung zu erteilen.

4. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats 
für das Rumpfgeschäftsjahr 2006

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat 
schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Rumpf-
geschäftsjahr 2006 Entlastung zu erteilen.

5. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2007

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die 

Ernst & Young AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft/Steuerbera-
tungsgesellschaft, Dortmund 

zum Abschlussprüfer der CFC Industriebeteiligungen GmbH & 
Co. KGaA für das Geschäftsjahr 2007 zu wählen.

6. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe 
von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche 
Grundlage für die Entwicklung eines Unternehmens. Ein ge-
eignetes Finanzierungsinstrument sind Options- und Wandel-



3

schuldverschreibungen, durch die dem Unternehmen zunächst 
zinsgünstiges Fremdkapital zufl ießt. Um der Gesellschaft die nö-
tige Flexibilität bei der Kapitalbeschaffung zu geben, soll eine Er-
mächtigung zur Ausgabe eines größeren Volumens von Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen beschlossen werden.

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat 
schlagen daher folgenden Beschluss vor:

Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen

Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ermächtigt mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats, bis zum 31. Mai 2012 einmalig oder 
mehrmals auf den Inhaber und/oder auf den Namen lautende 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen („Schuldver-
schreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu € 2.340.000 
mit oder ohne Laufzeitbegrenzung auszugeben und den Inha-
bern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen Options- oder 
Wandlungsrechte auf neue, auf den Inhaber lautende Stück-
aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grund-
kapital von bis zu € 2.340.000 nach näherer Maßgabe der 
nachstehenden Options- bzw. Wandelanleihebedingungen 
(„Schuldverschreibungsbedingungen“) zu gewähren.
Sie können auch durch Gesellschaften mit Sitz im In- und Ausland 
begeben werden, an denen die CFC Industriebeteiligungen GmbH 
& Co. KGaA unmittelbar oder mittelbar mit Mehrheit beteiligt ist 
(„nachgeordnete Konzernunternehmen“). In diesem Fall wird die 
persönlich haftende Gesellschafterin ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats, für die Aktien der Gesellschaft die Garantie für 
die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Gläubigern 
von Optionsschuldverschreibungen Optionsrechte bzw. den In-
habern von Wandelschuldverschreibungen Wandlungsrechte auf 
neue Aktien der Gesellschaft zu gewähren.
Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen 
Sachleistung zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Un-
ternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen erfolgen, 
sofern dies im Interesse der Gesellschaft liegt und der Wert der 
Sacheinlage in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der 
Schuldverschreibung steht, wobei der nach anerkannten fi nanz-
mathematischen Methoden ermittelte theoretische Marktwert 
maßgeblich ist.

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die 
Schuldverschreibungen zu. Die Schuldverschreibungen können 
auch von einer Bank oder einem Bankenkonsortium mit der Ver-
pfl ichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist jedoch 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen auszuschließen,
- sofern sie gegen bar ausgegeben werden und der Ausgabe-
preis den nach anerkannten fi nanzmathematischen Methoden 
ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen 
nicht wesentlich unterschreitet. Dies gilt jedoch nur insoweit, als 
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die zur Bedienung der mit den Schuldverschreibungen Options- 
oder Wandlungsrechte auszugebenden Aktien insgesamt 
10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreiten, 
und zwar weder bezogen auf den Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens noch auf den Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. 
Auf die 10 %-Grenze sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, 
die in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis 
zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung ausgegeben oder von der Ge-
sellschaft veräußert werden;
- um Spitzenbeträge, die sich auf Grund des Bezugsverhältnisses 
ergeben, vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;
- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Optionsrech-
ten oder Gläubigern von Wandlungsrechten, die von der Gesell-
schaft oder von Konzernunternehmen ausgegeben wurden oder 
werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es 
ihnen nach Ausübung der Rechte zustände;
- soweit die Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Sachlei-
stung zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen erfolgt.

Werden Wandelschuldverschreibungen ausgegeben, erhalten 
die Inhaber der Wandelschuldverschreibungen das Recht, ihre 
Wandelschuldverschreibungen nach Maßgabe der Anleihebedin-
gungen in neue Aktien der CFC Industriebeteiligungen GmbH 
& Co. KGaA umzutauschen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich 
aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschrei-
bung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie 
der Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch 
Division des unter dem Nominalbetrag liegenden Ausgabebetra-
ges einer Wandelschuldverschreibung durch den festgesetzten 
Wandlungspreis für eine neue Aktie der Gesellschaft ergeben. 
Das Umtauschverhältnis kann in jedem Fall auf eine ganze Zahl 
auf- oder abgerundet werden. Im Übrigen kann vorgesehen 
werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld aus-
geglichen werden.

Sofern Optionsschuldverschreibungen ausgegeben werden, 
werden jeder Optionsschuldverschreibung ein oder mehrere 
Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach näherer Maß-
gabe der von der persönlich haftenden Gesellschafterin festzu-
legenden Anleihebedingungen zum Bezug von neuen Aktien der 
CFC Industriebeteiligungen GmbH & Co. KGaA berechtigen. Der 
anteilige Betrag am Grundkapital der je Optionsschuldverschrei-
bung zu beziehenden Aktien darf den Nennbetrag der Options-
schuldverschreibungen nicht übersteigen.
Der Options- oder Wandlungspreis ist nach den folgenden 
Grundlagen zu errechnen: Der Options- oder Wandlungspreis 
muss mindestens 90 % des durchschnittlichen Börsenkurses 
der Aktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im XETRA-
Handelssystem der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) betragen und zwar während 
der zehn Börsentage vor dem Tag der Beschlussfassung durch 
die persönlich haftende Gesellschafterin über die Begebung der 
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Schuldverschreibungen oder sofern den Aktionären ein Bezugs-
recht auf die Schuldverschreibungen zusteht, während der Tage, 
an denen Bezugsrechte auf die Schuldverschreibungen an der 
Frankfurter Wertpapierbörse gehandelt werden, mit Ausnahme 
der beiden letzten Börsentage des Bezugsrechtshandels. Ferner 
ist der Options- oder Wandlungspreis so zu errechnen, dass der 
auf Grundlage der von der persönlich haftenden Gesellschafterin 
festgesetzten sonstigen Bedingungen der Schuldverschreibun-
gen, insbesondere dem Zinssatz, der Laufzeit und dem Ausgabe-
preis, nach anerkannten, insbesondere fi nanzmathematischen 
Methoden ermittelte Marktwert der Schuldverschreibungen 
ihrem Ausgabepreis entspricht.
Unbeschadet von § 9 Abs. 1 AktG kann der Options- bzw. Wand-
lungspreis aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach nä-
herer Bestimmung der Anleihebedingungen ermäßigt werden, 
wenn die Gesellschaft bis zum Ablauf der Options- bzw. Wand-
lungsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionä-
re das Grundkapital erhöht oder weitere Schuldverschreibungen 
begibt oder garantiert und den Inhabern schon bestehender 
Options- oder Wandlungsrechte hierbei kein Bezugsrecht einge-
räumt wird. Die Anleihebedingungen können auch für andere 
Maßnahmen der Gesellschaft, die zu einer Verwässerung des 
Wertes der Options- bzw. Wandlungsrechte führen können, eine 
wertwahrende Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises 
vorsehen. Der Mindestoptions- oder -wandlungspreis gemäß 
vorstehendem Absatz muss jedoch stets erreicht werden.

Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ermächtigt, die 
weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuld-
verschreibungen sowie die Anleihebedingungen festzusetzen, 
insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, 
Bezugs- bzw. Umtauschverhältnis, Begründung einer Wandlungs-
pfl icht, Festlegung einer baren Zuzahlung, Ausgleich oder Zusam-
menlegung von Spitzen, Barzahlung statt Lieferung von Aktien, 
Lieferung existierender statt Ausgabe neuer Aktien, Options- bzw. 
Wandlungspreis und Options- bzw. Wandlungszeitraum.
Die Bezugs- bzw. Wandlungsrechte der Inhaber von Schuldver-
schreibungen können durch die Hingabe von eigenen Aktien der 
Gesellschaft sowie durch Ausgabe von neuen Aktien aus beding-
tem und/oder genehmigtem Kapital erfüllt werden, wobei dieser 
Beschluss und der nachstehend zu TOP 7 der Hauptversamm-
lung der Gesellschaft vom 18. Juni 2007 zu fassende Beschluss 
zur Schaffung eines neuen bedingten Kapitals kein einheitliches 
Rechtsgeschäft im Sinne des § 139 BGB darstellen.

7. Schaffung eines bedingten Kapitals; Satzungsänderung

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat 
schlagen vor, Folgendes zu beschließen:

1. Schaffung eines neuen bedingten Kapitals 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu € 2.340.000 
bedingt erhöht durch Ausgabe von bis zu 2.340.000 neuen auf 
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den Inhaber lautenden Stückaktien. Die bedingte Kapitalerhö-
hung dient der Gewährung von Bezugs- und/oder Wandlungs-
rechten an die Inhaber von Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen, die gemäß vorstehender Ermächtigung in TOP 
6 von der Gesellschaft oder nachgeordneten Konzernunterneh-
men begeben werden. Die Ausgabe neuer Aktien erfolgt zu dem 
gemäß TOP 6 jeweils festzulegenden Wandlungs- bzw. Options-
preis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge-
führt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Options- bzw. Wand-
lungsrechten von diesen Rechten Gebrauch machen oder die zur 
Wandlung verpfl ichteten Inhaber ihre Pfl icht zur Wandlung erfül-
len und nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder 
aus genehmigtem Kapital geschaffene Aktien zur Bedienung 
eingesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen – sofern sie durch 
Ausübung bis zum Beginn der ordentlichen Hauptversammlung 
der Gesellschaft entstehen – vom Beginn des vorhergehenden 
Geschäftsjahres, ansonsten jeweils vom Beginn des Geschäfts-
jahres an, in dem sie durch Ausübung von Bezugsrechten ent-
stehen, am Gewinn teil. Die persönlich haftende Gesellschafterin 
wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 
festzusetzen.

2. Satzungsänderung

§ 5 der Satzung (Grundkapital) wird um folgenden neuen 
Absatz 4 ergänzt:   

„Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu € 2.340.000, 
eingeteilt in bis zu 2.340.000 auf den Inhaber lautenden Stück-
aktien, bedingt erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 
Gewährung von Bezugs- und/oder Wandlungsrechten an die In-
haber von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, die 
nach Maßgabe der Ermächtigung der Hauptversammlung der 
Gesellschaft vom 18. Juni 2007 begeben werden. Die Ausgabe 
der neuen Aktien erfolgt gemäß des im Beschluss der Hauptver-
sammlung der Gesellschaft vom 18. Juni 2007 zu TOP 6 jeweils 
festzulegenden Options- bzw. Wandlungspreises. Die bedingte 
Kapitalerhöhung wird nur soweit durchgeführt, wie die Inhaber 
bzw. Gläubiger von Wandlungs- oder Optionsrechten von diesen 
Rechten Gebrauch machen oder die zur Wandlung verpfl ichteten 
Inhaber ihre Pfl icht zur Wandlung erfüllen, soweit nicht ein Bar-
ausgleich gewährt oder eigene Aktien oder aus genehmigtem 
Kapital geschaffene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Die 
persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt, die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung einer bedingten Kapitalerhöhung 
festzusetzen. Die Aktien nehmen – sofern sie durch Ausübung 
bis zum Beginn der ordentlichen Hauptversammlung der Gesell-
schaft entstehen – vom Beginn des vorhergehenden Geschäfts-
jahres, ansonsten jeweils vom Beginn des Geschäftsjahres an, in 
dem sie durch Ausübung von Bezugsrechten entstehen, am Ge-
winn teil. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“
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8. Änderungen und Aktualisierung der Satzung

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Aufsichtsrat 
schlagen vor, die nachfolgenden Satzungsänderungen zu beschließen:

a) § 2 Absatz (1) der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Halten, die 
Verwaltung und die Veräußerung von Beteiligungen an priva-
ten oder börsennotierten Unternehmen. Der Schwerpunkt liegt 
dabei allen voran auf Unternehmen in Umbruchsituationen. 
Ferner ist die Gesellschaft berechtigt, andere oder verbundene 
Unternehmen bzw. Beteiligungen, bei der Strukturierung und 
Beschaffung von Eigenkapital in jedweder Form und bei der Be-
seitigung der Umbruchsituation zu beraten oder jede andere Be-
ratungsdienstleistung in diesem Zusammenhang, mit Ausnahme 
der Rechts- und Steuerberatung, zu erbringen. Der Gesellschaft 
obliegt weiterhin die Verwaltung des eigenen Vermögens.“ 

b) § 3 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„§ 3 Bekanntmachungen und Informationen 

(1) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elek-
tronischen Bundesanzeiger, soweit nicht gesetzlich die 
Veröffentlichung in einem anderen Publikationsorgan 
vorgeschrieben ist.

(2) Die Gesellschaft kann im Rahmen der gesetzlichen Vor-
schriften den Inhabern zugelassener Wertpapiere In-
formationen auch im Wege der Datenfernübertragung 
übermitteln.“

Hintergrund für die Änderung des § 3 der Satzung ist das 
Transparenzrichtlinie-Umsetzungsgesetz (TUG), welches 
am 20. Januar 2007 in Kraft getreten ist. Das TUG stellt die 
Übermittlung von Informationen an die Aktionäre im Wege 
der Datenfernübertragung unter anderem unter den Vorbe-
halt einer Zustimmung der Hauptversammlung, selbst wenn 
ein Aktionär in diese Form der Informationsübermittlung 
ausdrücklich eingewilligt hat. Um zu gewährleisten, dass die 
CFC Industriebeteiligungen GmbH & Co. KGaA auch künftig 
die Möglichkeit hat, ihren Aktionären Informationen elek-
tronisch zu übermitteln, soll § 3 der Satzung entsprechend 
ergänzt werden.

c) § 21 Abs. 5 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„(5) Die Einberufung der Hauptversammlung muss min-
destens 30 Tage vor dem Tag, bis zu dessen Ablauf 
sich die Kommanditaktionäre gemäß § 22 anzumel-
den und ihren Aktienbesitz nachzuweisen haben, 
unter Mitteilung der Tagesordnung und einer Adres-
se für die Anmeldung bekannt gemacht werden.“



8

d) § 22 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den im Ak-
tiengesetz für börsennotierte Gesellschaften vorgesehenen 
Zeitpunkt beziehen.“

Bericht der persönlich haftenden Gesellschafterin an die 
Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 6

Zu Tagesordnungspunkt 6 erstatten wir der Hauptversammlung fol-
genden Bericht:

Bericht zu Punkt 6 der Tagesordnung gemäß §§ 278 Abs. 3, 
221 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

In Punkt 6 der Tagesordnung schlagen die persönlich haftende Ge-
sellschafterin und der Aufsichtsrat der Hauptversammlung vor, die 
persönlich haftende Gesellschafterin zur Ausgabe von Options und/
oder Wandelschuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugs-
rechts zu ermächtigen. 

Durch die Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschrei-
bungen hat die Gesellschaft die Möglichkeit, zinsgünstig zu Fremd-
kapital zu gelangen. Mit Hilfe dieses Finanzierungsinstrumentes, das 
der Gesellschaft die nötige Flexibilität bei der Kapitalbeschaffung 
gibt, soll eine angemessene Kapitalausstattung der Gesellschaft ge-
währleistet werden, die Grundlage für ihre weitere wirtschaftliche 
Entwicklung ist. 

Unseren Aktionären steht grundsätzlich ihr gesetzliches Bezugsrecht 
auf die Schuldverschreibungen zu. Um die Abwicklung zu erleich-
tern, kann vorgesehen werden, dass die Schuldverschreibungen an 
ein Kreditinstitut oder ein Konsortium mehrerer Kreditinstitute mit 
der Verpfl ichtung ausgegeben werden, die Schuldverschreibungen 
den Aktionären entsprechend ihrer bisherigen Beteiligungsquote 
zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). Die persön-
lich haftende Gesellschafterin soll darüber hinaus mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats berechtigt sein, in bestimmten Fällen das gesetzli-
che Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. 

Der vorgesehene Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträ-
ge ermöglicht die Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung durch 
volle Beträge. Dieser Bezugsrechtsausschluss ist sinnvoll und in 
der Praxis üblich, weil die Kosten eines Bezugsrechtshandels bei 
Spitzenbeträgen regelmäßig in keinem angemessenen Verhältnis 
zu den damit verbundenen Vorteilen für die Aktionäre stehen. Der 
Verwässerungseffekt hält sich aufgrund der Beschränkung auf Spit-
zenbeträge in vernachlässigenswerten Grenzen. Die insoweit vom 
Bezugsrecht ausgeschlossenen Schuldverschreibungen werden 
bestmöglich verwertet. 

Der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber von zu-
künftig eventuell ausgegebenen Schuldverschreibungen dient dazu, 
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deren Inhaber so zu stellen, als hätten sie von ihren Rechten aus den 
Schuldverschreibungen bereits Gebrauch gemacht und seien bereits 
Aktionäre. Durch diesen Verwässerungsschutz wird verhindert, dass 
möglicherweise der Options- bzw. Wandlungspreis für die bereits 
ausgegebenen Schuldverschreibungen ermäßigt werden müsste. 
Dadurch wird insgesamt ein höherer Mittelzufl uss sichergestellt. 

Die persönlich haftende Gesellschafterin soll schließlich ermächtigt 
werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen, wenn die Ausgabe der Schuldverschrei-
bungen zu einem Kurs erfolgt, der den nach anerkannten fi nanz-
mathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert 
dieser Anleihen nicht wesentlich unterschreitet. Dadurch erhält die 
Gesellschaft die Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr kurzfri-
stig und schnell zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung 
der Konditionen bessere Bedingungen von Zinssatz, Options- bzw. 
Wandlungspreis und Ausgabepreis der Schuldverschreibungen zu 
erreichen. Dies wäre bei Wahrung der gesetzlichen Bezugsrechte 
nicht möglich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffent-
lichung des Bezugspreises (und bei Schuldverschreibungen der 
Konditionen) bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts 
der Volatilität an den Aktienmärkten würde aber das über mehre-
re Tage bestehende Marktrisiko zu Sicherheitsabschlägen bei der 
Festlegung der Konditionen der Schuldverschreibung und somit zu 
weniger marktnahen Konditionen führen. Ferner ist bei Wahrung 
der gesetzlichen Bezugsrechte wegen der Ungewissheit ihrer Aus-
übung die erfolgreiche Platzierung der Schuldverschreibungen bei 
Dritten gefährdet bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. 
Schließlich hindert die Länge der bei Wahrung der gesetzlichen Be-
zugsrechte einzuhaltenden Mindestbezugsfrist von zwei Wochen die 
Reaktion auf günstige bzw. ungünstige Marktverhältnisse, was zu 
einer nicht optimalen Kapitalbeschaffung führen kann.

Die Interessen der Aktionäre werden bei diesem Bezugsrechtsaus-
schluss dadurch gewahrt, dass die Schuldverschreibungen nicht 
wesentlich unter ihrem theoretischen Marktwert ausgegeben wer-
den dürfen, wodurch der rechnerische Wert des Bezugsrechts auf 
beinahe Null sinkt. Außerdem ist dieser Bezugsrechtsausschluss auf 
Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien mit einem Anteil 
von höchstens 10 % des Grundkapitals sowohl im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens als auch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Er-
mächtigung beschränkt. In diesem Rahmen hält es der Gesetzgeber 
für die Aktionäre zumutbar, ihre Beteiligungsquote durch Käufe am 
Markt aufrechtzuerhalten. Auf diese 10 %-Grenze sind Aktien der 
Gesellschaft anzurechnen, die in direkter oder entsprechender An-
wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung ausgegeben oder 
von der Gesellschaft veräußert werden. 

Schließlich soll das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldver-
schreibungen durch die persönlich haftende Gesellschafterin mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats ausgeschlossen werden können, 
wenn die Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Sachleistung 
zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmenstei-
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len oder Beteiligungen an Unternehmen erfolgt und dies im 
Interesse der Gesellschaft liegt. Voraussetzung ist, dass der Wert 
der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der 
Schuldverschreibung steht. Im Fall von Wandel- und/oder Opti-
onsschuldverschreibungen ist der nach anerkannten Methoden 
ermittelte theoretische Marktwert maßgeblich. Die Ausgabe von 
Schuldverschreibungen gegen Sachleistung eröffnet die Möglich-
keit, die Schuldverschreibungen in geeigneten Einzelfällen als Ak-
quisitionswährung im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
einsetzen zu können. Hiermit wird als Ergänzung zum genehmig-
ten Kapital der Spielraum geschaffen, sich bietende Gelegenheiten 
zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteili-
gungen an Unternehmen liquiditätsschonend nutzen zu können. 
Die Gegenleistung braucht dann nicht in Geld erbracht zu werden. 
Häufi g besteht auch der Verkäufer darauf, eine Gegenleistung in 
anderer Form zu erhalten. Dabei kann eine attraktive Alternative 
darin liegen, an Stelle oder neben der Gewährung von Aktien oder 
Barleistungen Schuldverschreibungen mit einem Wandlungs- oder 
Optionsrecht anzubieten. Diese Möglichkeit schafft zusätzliche 
Flexibilität und erhöht die Wettbewerbschancen der Gesellschaft 
bei Akquisitionen. Auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen
Finanzierungsstruktur kann sich ein solches Vorgehen nach den 
Umständen des Einzelfalls anbieten. Wandlungs- oder Options-
rechte aus Schuldverschreibungen, die gegen Sachleistung aus-
gegeben wurden, können indes nicht aus dem bedingten Kapital 
bedient werden. Hierzu bedarf es eines Rückgriffs auf eigene 
Aktien oder einer Sachkapitalerhöhung. Als Sacheinlage ist die 
Forderung aus der Schuldverschreibung einzubringen, wobei sich 
die Werthaltigkeitsprüfung darauf zu erstrecken hat, dass die 
Forderung werthaltig ist und die zu ihrer Begründung hingegebene 
Sachleistung dem Ausgabepreis entsprach. 

Auslage von Unterlagen

Ab Einberufung der Hauptversammlung liegen in den Geschäfts-
räumen der Gesellschaft, Ruhrallee 9, 44139 Dortmund die folgen-
den Unterlagen zur Einsicht der Aktionäre aus. Sie werden jedem 
Aktionär auf Verlangen unentgeltlich und unverzüglich in Abschrift 
überlassen: 

- der Jahresabschluss der Gesellschaft und der Lagebericht, der 
Konzernabschluss und der Konzernlagebericht sowie des Berichtes 
des Aufsichtsrates für das Rumpfgeschäftsjahr 2006,

- der Bericht der persönlich haftenden Gesellschafterin zu Tages-
ordnungspunkt 6.

Grundkapital und Stimmrechte 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt € 5.850.000 und ist ein-
geteilt in 5.850.000 Aktien. Die Gesamtzahl der Stimmrechte be-
trägt 5.850.000. Die Gesellschaft hält keine eigenen Aktien. Diese 
Angaben beziehen sich auf den Zeitpunkt der Veröffentlichung die-
ser Einberufung im elektronischen Bundesanzeiger.
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Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung des Stimm-
rechts sind gemäß § 22 Absatz 1 und 2 der Satzung der Gesellschaft 
die Aktionäre berechtigt, die sich bis zum 11. Juni 2007, 24.00 Uhr, 
unter Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme und zur Ausübung 
des Stimmrechts angemeldet haben. Für den Nachweis der Berech-
tigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung oder zur Ausübung 
des Stimmrechts reicht ein in Textform erstellter besonderer Nachweis 
des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut aus. Der Nach-
weis muss sich auf den Montag, 28. Mai 2007, 0.00 Uhr beziehen. 

Der Nachweis des Anteilsbesitzes sowie die Anmeldung muss der 
Gesellschaft spätestens bis zum 11. Juni 2007, 24.00 Uhr, unter 
folgender Adresse zugehen: 

CFC Industriebeteiligungen GmbH & Co. KGaA
c/o C-HV GmbH
Rathausstr. 3
92289 Ursensollen
Fax.: 09628/ 9299 871
E-Mail: HV@Anmeldestelle.net

Kommanditaktionäre können ihr Stimmrecht auch durch einen schrift-
lich Bevollmächtigten, z. B. ein Kreditinstitut oder eine Aktionärsverei-
nigung, ausüben lassen. Wir bieten unseren Kommanditaktionären an, 
einen von der Gesellschaft benannten, an die Weisungen des Aktionärs 
gebundenen Stimmrechtsvertreter zu bevollmächtigen. Die Vollmachten 
sind schriftlich oder per Telefax zu erteilen. Dem von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter müssen Weisungen für die Ausübung 
des Stimmrechts erteilt werden. Der Stimmrechtsvertreter ist verpfl ichtet, 
weisungsgemäß abzustimmen. Die Vollmacht mit den Weisungen 
muss spätestens am 11. Juni 2007 bei der CFC Industriebeteiligungen 
GmbH & Co. KGaA vorliegen. Die weiteren Einzelheiten werden den 
Kommanditaktionären mit der Eintrittskarte mitgeteilt.

Gegenanträge gegen einen Vorschlag der persönlich haftenden 
Gesellschafterin und des Aufsichtsrats zu einem bestimmten Ta-
gesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG sind ausschließlich 
zu richten an: CFC Industriebeteiligungen GmbH & Co. KGaA, 
- Hauptversammlung -, Ruhrallee 9, 44139 Dortmund oder per 
Telefax 0231/ 952545. Zugänglich zu machende Anträge von 
Kommanditaktionären werden im Internet unter www.cfc-eu.com 
unverzüglich veröffentlicht. Anderweitig adressierte Anträge werden 
nicht berücksichtigt. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung 
werden ebenfalls im Internet unter www.cfc-eu.com veröffentlicht. 

Dortmund, im Mai 2007  

CFC Industriebeteiligungen GmbH & Co. KGaA

CFC Industrie Beteiligungen Verwaltungs GmbH
Als persönlich haftende Gesellschafterin



Veranstaltungsort:

Mercure Grand Hotel Dortmund
An den Westfalenhallen
Lindemannstrasse 88, 44137 Dortmund

Ihr Weg zu unserer Hauptversammlung:

Mit dem Auto:

Aus Richtung Frankfurt:  Fahren Sie auf der A45 bis zur Abfahrt 
Dortmund-Süd und biegen Sie auf die B54 Richtung Dortmund. Fahren 
Sie weiter auf die B1 Richtung  Bochum / Essen; danach die 2. Abfahrt 
„WDR“ ausfahren. Das Hotel liegt direkt an der Ausfahrt.

Aus Richtung Köln: Fahren Sie die A1 bis zum Westhofer-Kreuz und 
biegen Sie auf die A45 Richtung Dortmund. Bei der Abfahrt Dortmund-
Süd fahren Sie auf die B54 Richtung Dortmund und weiter auf die B1 
Richtung  Bochum / Essen;  danach die 2. Abfahrt „WDR“ ausfahren. 
Das Hotel liegt direkt an der Ausfahrt.

Aus Richtung Hannover: Fahren Sie die A2 bis zum Kamener-Kreuz 
und biegen Sie dort auf die A1 Richtung Köln/Dortmund/Unna. Am 
Autobahnkreuz Dortmund/Unna fahren Sie auf die B1 Richtung Bo-
chum. An der Abfahrt „WDR“ verlassen Sie die B1. Das Hotel liegt 
direkt an der Ausfahrt.

Parkmöglichkeiten fi nden Sie in den umliegenden öffentlichen Parkhäusern.

Mit der U-Bahn:

Vom Hauptbahnhof fahren Sie mit der U-Bahn-Linie U45 zur Station 
Westfalenhalle. Von dort besteht ein Fußweg von ca. 8 min. zur 
Lindemannstrasse.

CFC Industriebeteiligungen GmbH & Co. KGaA
Ruhrallee 9
44139 Dortmund 
Telefon: 0231/ 9525373
Fax: 0231/ 952545
www.cfc-eu.com


